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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Rechtsausschuss, 

folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Kommission wurde aufgefordert, 

mit der Überprüfung der beiden Richtlinien 

fortzufahren. Der Koordinierung der 

einzelstaatlichen Vorschriften über die 

Gliederung und den Inhalt des Abschlusses 

und des Lageberichts, die 

heranzuziehenden Bewertungsgrundlagen 

und die Offenlegung dieser Informationen, 

insbesondere für bestimmten 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 

kommt im Hinblick auf den Schutz von 

Anteilseignern, Gesellschaftern und Dritten 

besondere Bedeutung zu. In den genannten 

Bereichen ist für die entsprechenden 

Kategorien von Unternehmen eine 

zeitgleiche Koordinierung erforderlich, da 

zum einen bestimmte Unternehmen in 

mehr als einem Mitgliedstaat tätig sind, 

und da sie zum anderen über ihr 

Nettovermögen hinaus Dritten keinerlei 

Sicherheiten bieten. 

(3) Die Kommission wurde aufgefordert, 

mit der Überprüfung der beiden Richtlinien 

fortzufahren. Der Koordinierung der 

einzelstaatlichen Vorschriften über die 

Gliederung und den Inhalt des Abschlusses 

und des Lageberichts, die 

heranzuziehenden Bewertungsgrundlagen 

und die Offenlegung dieser Informationen, 

insbesondere für bestimmten 

Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 

kommt im Hinblick auf den Schutz von 

Anteilseignern, Gesellschaftern und Dritten 

besondere Bedeutung zu. In den genannten 

Bereichen ist für die entsprechenden 

Kategorien von Unternehmen eine 

zeitgleiche Koordinierung erforderlich, da 

zum einen bestimmte Unternehmen in 

mehr als einem Mitgliedstaat tätig sind, 

und da sie zum anderen über ihr 

Nettovermögen hinaus Dritte 

beeinträchtigen könnten. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 32 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(32) Im Interesse einer größeren 

Transparenz hinsichtlich der an staatliche 

(32) Im Interesse einer größeren 

Transparenz hinsichtlich der an staatliche 
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Stellen geleisteten Zahlungen sollten große 

Unternehmen und Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die in der 

mineralgewinnenden Industrie oder im 

Holzeinschlag in Primärwäldern tätig sind, 

in einem separaten jährlichen Bericht 

offenlegen, welche wesentlichen 

Zahlungen sie an staatliche Stellen in den 

Ländern geleistet haben, in denen sie ihrer 

Tätigkeit nachgehen. Entsprechende 

Unternehmen sind in Ländern tätig, die 

reich an natürlichen Ressourcen, 

insbesondere Erdöl, Erdgas und 

Primärwäldern, sind. In dem Bericht 

sollten Zahlungen aufgeführt werden, die 

denen vergleichbar sind, die von den an der 

Initiative für Transparenz in der 

Rohstoffwirtschaft (EITI) beteiligten 

Unternehmen offengelegt werden. Diese 

Initiative ergänzt den EU-Aktionsplan 

„Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 

und Handel im Forstsektor“ („Forest Law 

Enforcement, Governance and Trade“, 

FLEGT) und die Holzverordnung, die von 

Holzhändlern verlangt, alle gebotene 

Sorgfalt walten zu lassen, um zu 

verhindern, dass Holz aus illegalem 

Einschlag auf den EU-Markt gelangt. 

Stellen geleisteten Zahlungen sollten große 

Unternehmen und Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die in der 

mineralgewinnenden Industrie oder im 

Holzeinschlag in Primärwäldern tätig sind, 

in einem separaten jährlichen Bericht 

offenlegen, welche Zahlungen sie an 

staatliche Stellen in den Ländern geleistet 

haben, in denen sie ihrer Tätigkeit 

nachgehen. Entsprechende Unternehmen 

sind in Ländern tätig, die reich an 

natürlichen Ressourcen, insbesondere 

Erdöl, Erdgas und Primärwäldern, sind. In 

dem Bericht sollten Zahlungen aufgeführt 

werden, die denen vergleichbar sind, die 

von den an der Initiative für Transparenz in 

der Rohstoffwirtschaft (EITI) beteiligten 

Unternehmen offengelegt werden. Diese 

Initiative ergänzt den EU-Aktionsplan 

„Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung 

und Handel im Forstsektor“ („Forest Law 

Enforcement, Governance and Trade“, 

FLEGT) und die Holzverordnung, die von 

Holzhändlern verlangt, alle gebotene 

Sorgfalt walten zu lassen, um zu 

verhindern, dass Holz aus illegalem 

Einschlag auf den EU-Markt gelangt. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 33 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(33) Zweck der Berichte sollte es sein, den 

Regierungen ressourcenreicher Länder 

dabei zu helfen, die EITI-Grundsätze und -

Kriterien umzusetzen und ihren Bürgern 

Rechenschaft über die Zahlungen 

abzulegen, die sie von den in ihrem 

Hoheitsgebiet tätigen Unternehmen der 

mineralgewinnenden Industrie und der 

Industrie des Holzeinschlags in 

Primärwäldern erhalten. Der Bericht sollte 

die Informationen nach Ländern 

(33) Zweck der Berichte sollte es sein, den 

Regierungen ressourcenreicher Länder 

dabei zu helfen, die EITI-Grundsätze und -

Kriterien umzusetzen und ihren Bürgern 

Rechenschaft über die Zahlungen 

abzulegen, die sie von den in ihrem 

Hoheitsgebiet tätigen Unternehmen der 

mineralgewinnenden Industrie und der 

Industrie des Holzeinschlags in 

Primärwäldern erhalten. Der Bericht sollte 

die Informationen nach Ländern 
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aufschlüsseln sowie nach Projekten, sofern 

ein Projekt – z. B. eine Konzession, ein 

geografisches Gebiet o. Ä. – als 

berichterstattende Einheit der niedrigsten 

Ebene betrachtet wird, auf der das 

Unternehmen regelmäßig interne 

Lageberichte erstellt. Im Lichte des 

übergeordneten Ziels der Förderung einer 

guten Governance in den betreffenden 

Ländern sollte die Frage, inwieweit es 

sich um wesentliche Zahlungen handelt, 

in Abhängigkeit von der empfangenden 

staatlichen Stelle bewertet werden. Es 

können verschiedene 

Wesentlichkeitskriterien in Betracht 

gezogen werden, wie etwa der absolute 

Betrag der Zahlung oder ein prozentualer 

Schwellenwert (z. B. Zahlungen, die einen 

bestimmten Prozentsatz des BIP eines 

Landes überschreiten); die betreffenden 

Kriterien können in einem delegierten 

Rechtsakt festgelegt werden. Innerhalb 

von fünf Jahren nach Inkrafttreten der 

Richtlinie sollte die Kommission das 

Berichterstattungssystem überprüfen und 

einen entsprechenden Bericht vorlegen. Bei 

der Überprüfung sollte die Wirksamkeit 

der Regelung analysiert und 

internationalen Entwicklungen, 

einschließlich Fragen der 

Wettbewerbsfähigkeit und der 

Energieversorgungssicherheit, Rechnung 

getragen werden. Auch sollten die 

Erfahrungen von Erstellern und Nutzern 

der Zahlungsinformationen berücksichtigt 

und Überlegungen dazu angestellt werden, 

ob es sinnvoll wäre, zusätzliche 

Zahlungsinformationen, etwa zu den 

effektiven Steuersätzen, und nähere 

Angaben zum Empfänger, etwa Angaben 

zu seiner Bankverbindung, mit 

aufzunehmen. 

aufschlüsseln sowie nach Projekten, sofern 

ein Projekt – z. B. eine Konzession, ein 

geografisches Gebiet o. Ä. – als 

berichterstattende Einheit der niedrigsten 

Ebene betrachtet wird, auf der das 

Unternehmen regelmäßig interne 

Lageberichte erstellt. Wenn gleichwertige 

Berichtspflichten eingehalten werden, 
sollte die Ausarbeitung eines Berichts 

nicht notwendig sein. Zahlungen sollten 

nicht offengelegt werden müssen, wenn 

der an staatliche Stellen bezahlte Betrag 

nicht 1.000.000 EUR übersteigt oder der 

Gesamtbetrag der Zahlungen für ein 

Projekt nicht 200.000 EUR übersteigt. 

Innerhalb von fünf Jahren nach 

Inkrafttreten der Richtlinie sollte die 

Kommission das Berichterstattungssystem 

überprüfen und einen entsprechenden 

Bericht vorlegen. Bei der Überprüfung 

sollte die Wirksamkeit der Regelung 

analysiert und internationalen 

Entwicklungen, einschließlich Fragen der 

Wettbewerbsfähigkeit und der 

Energieversorgungssicherheit, Rechnung 

getragen werden. Auch sollten die 

Erfahrungen von Erstellern und Nutzern 

der Zahlungsinformationen berücksichtigt 

und Überlegungen dazu angestellt werden, 

ob es sinnvoll wäre, zusätzliche 

Zahlungsinformationen, etwa zu den 

effektiven Steuersätzen, und nähere 

Angaben zum Empfänger, etwa Angaben 

zu seiner Bankverbindung, mit 

aufzunehmen. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Erwägung 33 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (33a)Innerhalb von vier Jahren nach 

Inkrafttreten dieser Richtlinie sollte die 

Kommission das Berichterstattungssystem 

zu Zahlungen an staatliche Stellen 

überprüfen und einen entsprechenden 

Bericht vorlegen. Bei der Überprüfung 

sollte die Wirksamkeit der Regelung 

analysiert und internationalen 

Entwicklungen, einschließlich Fragen der 

Wettbewerbsfähigkeit und der 

Energieversorgungssicherheit, Rechnung 

getragen werden. 

 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 3 – Absatz 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 10a. Die Mitgliedstaaten können 

niedrigere Größenmerkmale als in den 

Absätzen 1 bis 5 dieses Artikels festlegen. 

Bei der Senkung dieser Werte muss das 

Verhältnis der Werte zueinander 

beibehalten werden. 

Begründung 

Die vorgesehenen Größenmerkmale entsprechen in mehreren EU-Mitgliedstaaten nicht den 

wirtschaftlichen Bedingungen, da die absolute Mehrzahl aller Unternehmen in diesen 

Mitgliedstaaten nach den in Absatz 1 genannten Größenmerkmalen im Sinne dieser Richtlinie 

als „klein“ gelten würde. Dadurch würde das Steuererhebungssystem dieser Länder zerstört. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 36 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. 'Unternehmen der mineralgewinnenden 1. 'Unternehmen der mineralgewinnenden 
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Industrie' ein Unternehmen, das auf dem 

Gebiet der Exploration, Entdeckung, 

Weiterentwicklung und Gewinnung von 

Mineralien, Erdöl- und Erdgasvorkommen 

gemäß Abschnitt B-Ziffern 05 bis 08 von 

Anhang I der Verordnung (EG) 

Nr. 1893/2006 des Europäischen 

Parlaments und des Rates .tätig ist. 

Industrie' eine Muttergesellschaft der 

höchsten Ebene, die Abschlüsse innerhalb 

der Europäischen Union veröffentlicht, 

wenn die Unternehmensgruppe, für die 

die Muttergesellschaft konsolidierte 

Jahresabschlüsse erstellt, 

Tochtergesellschaften, 

Zweigniederlassungen, feste 

Niederlassungen, Joint Ventures und 

Partnerunternehmen umfasst, die auf dem 

Gebiet der Exploration, der Entdeckung, 

der Weiterentwicklung, der Gewinnung, 

der Verarbeitung, der Ausfuhr oder des 

Transports oder einer wesentlichen 

Tätigkeit im Zusammenhang mit 
Mineralien, Erdöl- und Erdgasvorkommen 

gemäß Abschnitt B-Ziffern 05 bis 08 von 

Anhang I der Verordnung (EG) 

Nr. 1893/2006 des Europäischen 

Parlaments und des Rates tätig sind. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 36 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. 'Staatliche Stelle' nationale, regionale 

oder lokale Gebietskörperschaften eines 

Mitgliedstaats oder eines Drittlands. Dazu 

zählen eine von dieser Behörde 

kontrollierte Abteilung, eine Agentur oder 

ein Unternehmen im Sinne von Artikel 23 

Absätze 1 bis 6 dieser Richtlinie. 

3. 'Staatliche Stelle' nationale, regionale 

oder lokale Gebietskörperschaften eines 

Mitgliedstaats oder eines Drittlands. Dazu 

zählen eine von dieser Behörde 

kontrollierte Abteilung, eine Agentur oder 

ein Unternehmen im Sinne von Artikel 23 

Absätze 1 bis 6 dieser Richtlinie oder jede 

staatliche Einrichtung, die von einem 

Bestandteil eines Unternehmens 

Zahlungen von der Art erhält, die in 

Artikel 38 erwähnt sind. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 36 – Absatz 4 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. 'Projekt' die Tätigkeit einer bestimmten 

operationellen Berichterstattungseinheit 

auf unterster Ebene des Unternehmens, die 

regelmäßig interne Lageberichte zur 

Überwachung der Unternehmenstätigkeit 

erstellt. 

4. 'Projekt' die Tätigkeit einer bestimmten 

operationellen Berichterstattungseinheit 

auf unterster Ebene des Unternehmens, die 

regelmäßig interne Lageberichte zur 

Überwachung der Unternehmenstätigkeit 

erstellt. Dazu zählen Verträge, Lizenzen, 

Mietverträge oder sonstige rechtliche 

Vereinbarungen, in deren Rahmen ein 

Unternehmen tätig ist und die zu seinen 

steuerlichen Verbindlichkeiten führen. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 37 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten schreiben großen 

Unternehmen und allen Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die in der 

mineralgewinnenden Industrie oder auf 

dem Gebiet des Holzeinschlags in 

Primärwäldern tätig sind, vor, jährlich 

einen Bericht über Zahlungen an staatliche 

Stellen auszuarbeiten und zu 

veröffentlichen. 

1. Die Mitgliedstaaten schreiben großen 

Unternehmen und allen Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die in der 

mineralgewinnenden Industrie oder auf 

dem Gebiet des Holzeinschlags in 

Primärwäldern tätig sind, vor, jährlich 

einen Bericht über Zahlungen, 

einschließlich Zahlungen in 

Sachleistungen, an staatliche Stellen im 

Zusammenhang mit den Tätigkeiten der 

mineralgewinnenden Industrie und der 

Fortwirtschaft im Sinn des Artikels 36 
auszuarbeiten und zu veröffentlichen. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 38 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Gesamtbetrag der Zahlungen, 

einschließlich Sachleistungen, die an jede 

staatliche Stelle im Laufe eines 

(a) Gesamtbetrag je Art und der 

Gesamtbetrag der Zahlungen, 

einschließlich Sachleistungen, die an jede 

staatliche Stelle im Laufe eines 
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Geschäftsjahrs getätigt wurden; Geschäftsjahrs getätigt wurden; 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 38 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Gesamtbetrag je Art der Zahlung, 

einschließlich Sachleistungen, die an jede 

staatliche Stelle im Laufe eines 

Geschäftsjahrs getätigt wurden; 

entfällt 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 38 – Absatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) wurden diese Zahlungen für ein 

spezifisches Projekt getätigt, Betrag je Art 

der Zahlung, einschließlich 

Sachleistungen, die im Laufe eines 

Geschäftsjahrs getätigt wurden, und der 

Gesamtbetrag der Zahlungen für jedes 

Projekt. 

(c) wurden diese Zahlungen für ein 

spezifisches Projekt getätigt, Betrag je Art 

und Gesamtbetrag der Zahlung, die im 

Laufe eines Geschäftsjahrs getätigt 

wurden. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 38 – Absatz 2 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) Lizenz-, Miet- und Zugangsgebühren 

sowie sonstige Gegenleistungen für 

Lizenzen und/ oder Konzessionen; 

(f) Lizenz-, Miet-, Pipeline-

Durchleitungsgebühren und 

Zugangsgebühren sowie sonstige 

Gegenleistungen für Lizenzen und/ oder 

Konzessionen; 

 

Änderungsantrag 14 
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Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 38 – Absatz 2 – Buchstabe g 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(g) sonstige direkte Vorteile für die 

betreffende staatliche Stelle. 

(g) sonstige Zahlungen an staatliche 

Stellen, die als Teil der allgemein 

anerkannten Einnahmen für die 

kommerzielle Entwicklung der Sektoren 

Öl, Gas, Bodenschätze und 

Forstwirtschaft gelten. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 38 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. In Absatz 1 Buchstaben a und c 

genannte Zahlungen brauchen nicht 

offengelegt werden, wenn der jährliche 

Gesamtbetrag der Zahlungen an eine 

staatliche Stelle in einem bestimmten 

Land nicht 1.000.000 EUR übersteigt. 

Zahlungen gemäß Absatz 1 Buchstabe c 

brauchen nicht offengelegt zu werden, 

wenn der Gesamtbetrag der Zahlungen 

für ein Projekt nicht 200.000 EUR 

übersteigt. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 39 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten schreiben großen 

Unternehmen und Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die in der 

mineralgewinnenden Industrie oder auf 

dem Gebiet des Holzeinschlags in 

Primärwäldern tätig sind und unter ihr 

jeweiliges nationales Recht fallen, vor, 

einen konsolidierten Bericht über 

1. Die Mitgliedstaaten schreiben großen 

Unternehmen und Unternehmen von 

öffentlichem Interesse, die in der 

mineralgewinnenden Industrie oder auf 

dem Gebiet des Holzeinschlags in 

Primärwäldern tätig sind und unter ihr 

jeweiliges nationales Recht fallen, vor, 

einen konsolidierten Bericht über 
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Zahlungen an staatliche Stellen gemäß 

Artikel 37 und 38 auszuarbeiten, wenn das 

besagte Mutterunternehmen einen 

konsolidierten Abschluss nach Artikel 23 

Absätze 1 bis 6 dieser Richtlinie erstellen 

muss. 

Zahlungen dieser Unternehmen oder 

Unternehmen von öffentlichem Interesse 

und/oder der Tochterunternehmen oder 

der Unternehmen, die der Kontrolle dieser 

Unternehmen oder Unternehmen von 

öffentlichem Interesse unterliegen, an 

staatliche Stellen gemäß Artikel 37 und 38 

auszuarbeiten, wenn das besagte 

Mutterunternehmen einen konsolidierten 

Abschluss nach Artikel 23 Absätze 1 bis 6 

dieser Richtlinie erstellen muss. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Richtlinie 

Artikel 41 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission überprüft die Umsetzung 

und Wirksamkeit dieses Kapitels, 

insbesondere im Hinblick auf den 

Anwendungsbereich der jeweiligen 

Meldepflichten und der Meldemodalitäten 

auf Projektbasis. Bei der Überprüfung 

sollte auch internationalen Entwicklungen 

und den Auswirkungen auf die 

Wettbewerbsfähigkeit und Sicherheit der 

Energieversorgung Rechnung getragen 

werden. Die Überprüfung sollte spätestens 

fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser 

Richtlinie abgeschlossen sein. Der Bericht 

wird an das Europäische Parlament und 

den Rat, gegebenenfalls zusammen mit 

einem Legislativvorschlag, weitergeleitet. 

Die Kommission überprüft die Umsetzung 

und Wirksamkeit dieses Kapitels, 

insbesondere im Hinblick auf den 

Anwendungsbereich der jeweiligen 

Meldepflichten und der Meldemodalitäten 

auf Projektbasis. Bei der Überprüfung wird 

auch internationalen Entwicklungen, 

insbesondere in den Vereinigten Staaten,  

den Auswirkungen auf die 

Wettbewerbsfähigkeit und Sicherheit der 

Energieversorgung und der möglichen 

Auswirkung nationaler 

Rechtsvorschriften, die die Offenlegung 

von Zahlungen an staatliche Stellen nicht 

vorschreiben, Rechnung getragen. 

Außerdem sollte geprüft werden, ob die 

Meldepflichten für Unternehmen, die in 

der mineralgewinnenden Industrie oder 

in der Holzgewinnung in Primärwäldern 

tätig sind, auf bestimmte andere 

Wirtschaftszweige, so vor allem auf die 

Fischerei, die großflächige 

Energieerzeugung und den Bausektor, 

ausgeweitet werden sollten. Die 

Überprüfung sollte spätestens vier Jahre 

nach Inkrafttreten dieser Richtlinie 

abgeschlossen sein. Der Bericht wird an 

das Europäische Parlament und den Rat, 
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gegebenenfalls zusammen mit einem 

Legislativvorschlag, weitergeleitet. 
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Neyra, Nikolaos Salavrakos, Jacek Saryusz-Wolski, György Schöpflin, 

Werner Schulz, Charles Tannock, Inese Vaidere, Sir Graham Watson, 

Boris Zala 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

Marije Cornelissen, Kinga Gál, Barbara Lochbihler, Helmut Scholz, 

Traian Ungureanu, Ivo Vajgl, Alejo Vidal-Quadras, Janusz Władysław 

Zemke 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2) 

Jolanta Emilia Hibner, Horst Schnellhardt 

 
 


